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Vorwort

Die weltweite Ausdehnung und die zunehmende Verdichtung und Ver-
netzung der elektronischen Informationssysteme steigerten in den letz-
ten Jahren in akzelerierter Weise das Bedürfnis nach einem ständigen
globalen Informationsaustausch. In demselben Maße, in dem Informati-
onen über die Landesgrenzen hinweg weitergegeben wurden, begaben
sich die Daten übermittelnden Stellen ihrer Gewissheit eines den natio-
nalen datenschutzrechtlichen Grundsätzen entsprechenden Umgangs
mit den von ihnen transferierten Informationen. Den Aufsichtsbehörden
entglitt die Möglichkeit der Durchsetzung des nationalen Datenschutz-
rechts und somit des Schutzes der Persönlichkeitsrechte der betroffenen
Bürger.

Dieser Entwicklung Einhalt gebietend suchte die Europäische Union im
Zuge der Harmonisierung des Datenschutzes auf dem Binnenmarkt die
Reichweite der mitgliedstaatlichen Datenschutzgesetze auszudehnen,
indem sie eine Datenübermittlung in Drittländer den Voraussetzungen
einschränkender Zulässigkeitstatbestände unterwarf. Die vorliegende
Arbeit untersucht die aktuellen rechtlichen Instrumentarien zur Ge-
währleistung dieses grenzüberschreitenden Datenschutzes für aus der
Europäischen Union in Drittländer exportierte Daten.

Zum ersten Mal mit diesem spannenden Thema meiner Dissertation in
Berührung gekommen bin ich aus der Sicht eines in einem Drittland be-
legenen Unternehmens als Rechtsreferendarin bei der Robert Bosch
Corporation in Broadview, Illinois, USA. Mein Standpunkt war daher
zunächst von der noch heute in den USA zu spürenden Befremdung ü-
ber das scheinbare Aufdrängen europäischer Datenschutzgrundsätze
geprägt. Im Laufe des Entstehens meiner Dissertation nahmen meine
Vorbehalte jedoch kontinuierlich ab und mündeten in eine wachsende
Begeisterung für die Pionierarbeit, die in Europa für den Schutz des
Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung geleistet wird.

An dieser Stelle möchte ich mich bei allen herzlich bedanken, die zu
dem Gelingen der Arbeit beigetragen haben. Mein Dank gilt zuvörderst
Herrn Professor Dr. Dr. Detlef Merten, Deutsche Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer, dessen Beharrlichkeit das Entstehen
dieser Arbeit erst ermöglicht hat, und Herrn Luke Baer, Senior Vice
President, General Counsel & Secretary, Robert Bosch Corporation, der
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die Auseinandersetzung mit der Problematik des Drittländertransfers an
mich herangetragen und meinen Wunsch zu deren wissenschaftlichen
Erörterung in kontroversen Diskussionen zu der Frage der Gestaltung
und Akzeptanz eines konzernweiten Datenschutzkonzepts geweckt hat.

Für seine außerordentliche Förderung bin ich zu besonderem Dank
Herrn Bernd-Christoph Bijok, Konzernbeauftragter für den Datenschutz
und Leiter der Abteilung Datenschutz und Informationssicherheit,
Bosch-Gruppe, verpflichtet, der nicht nur meine Dissertation mit zahl-
reichen Anregungen zu bereichern vermochte, sondern auch meine be-
rufliche Entwicklung nachhaltig unterstützt hat.

Herrn Professor Dr. Alfred Büllesbach, Universität Bremen und Kon-
zernbeauftragter für den Datenschutz, DaimlerChrysler AG, sowie
Herrn Professor Dr. André Fiebig, Northwestern University School of
Law und Partner der Kanzlei Gardner, Carton & Douglas, Chicago,
danke ich für aufschlussreiche Diskussionen und Hintergrundinforma-
tionen insbesondere zu dem Stand der praktischen Umsetzung der zur
Gewährleistung des Datenschutzes in Drittländern zur Verfügung ste-
henden Instrumente.

Schließlich danke ich herzlich auch meinem Doktorvater Herrn Profes-
sor Dr. Helmut Lecheler für die Betreuung dieser Dissertation und
Herrn Professor Dr. Helge Sodan für die Erstattung des Zweitgutach-
tens.

Berlin, Januar 2005 Alexandra Engel
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